
 

§ 1 Name, Sitz und Geschäftsjahr 

1. Der Verein führt den Namen 

„POLin Polnische Frauen in Wirtshaft und Kultur e.V.“ 

Im Folgenden „Verein“ genannt. 

2. Der Verein hat seinen Sitz in Berlin, und ist im Vereinsregister beim Amtsgericht 

Charlottenburg eingetragen. 

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 2 Zweckbestimmung 

Der Verein fördert die Belange der in Berlin und Deutschland rechtmäßig lebenden 

polnischen und polnisch stämmigen Frauen sowie derer europäischen Kolleginnen, und 

zwar im Sinne der Förderung der Gleichberechtigung von Frau und Mann, der besseren 

Völkerverständigung, der Verbesserung des wechselseitigen Verstehens. Der Verein agiert 

dabei überparteilich und weltanschauungsneutral. 

Die vorgenannten Satzungszwecke werden verwirklicht insbesondere durch Durchführung 

von Informationsveranstaltungen, Gesprächsrunden, Vorträgen, Schulungen, Weiter- und 

Fortbildungen, Mentoring und unentgeltliche Beratungsleistungen über die Arbeitswelt und 

die sozialen und gesellschaftlichen Lebensumstände der Frauen in Polen und Deutschland. 

Die Völkerverständigung wird insbesondere durch Präsenz mit einem eigenen 

Informationsstand bei multikulturellen Veranstaltungen und Organisation von interkulturellen 

Projekten gefördert. 

Für die Erfüllung dieser satzungsmäßigen Zwecke sollen geeignete Mittel durch 

Beiträge/Umlagen, Spenden, Zuschüsse und sonstige Zuwendungen eingesetzt werden. Der 

Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 

Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung in der jeweils gültigen 

Fassung. 

Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 

des Vereins erhalten in ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine Zuwendungen aus Mitteln des 

Vereins. 

Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 



 



 
6. Die Vorsitzende und ihre Stellvertreter leiten die Mitgliederversammlung. Auf 

Vorschlag des/der Vorsitzenden kann die Mitgliederversammlung einen besonderen 

Versammlungsleiter bestimmen. Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden in 

einem Protokoll innerhalb von zwei Wochen nach der Mitgliederversammlung 

niedergelegt und von zwei Vorstandsmitgliedern unterzeichnet. Das Protokoll kann 

von jedem Mitglied auf der Geschäftsstelle eingesehen werden. 

 

 



 
 

§10 Vorstand 

1. Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind die Vorsitzende und die stellvertretenden 

Vorsitzenden. Die Vorsitzende ist einzeln vertretungsberechtigt, im Übrigen 

vertreten zwei stellvertretende Vorsitzende gemeinsam. Der satzungsgemäße 

Vorstand setzt sich zusammen wie folgt: 

Vorsitzende, 

1. stellvertretende Vorsitzende, 

2. stellvertretende Vorsitzende, 

3. stellvertretende Vorsitzende, 

Schatzmeisterin. 

2. Die Vorstandsmitglieder werden von der Mitgliederversammlung für die Dauer von 

2 Jahren gewählt. Die unbegrenzte Wiederwahl von Vorstandsmitgliedern ist zulässig. 

Nach Fristablauf bleiben die Vorstandsmitglieder bis zum Antritt ihrer Nachfolger im 

Amt. 

3. Der Vorstand leitet verantwortlich die Vereinsarbeit. Er kann sich eine 

Geschäftsordnung geben und kann besondere Aufgaben unter seinen Mitgliedern 

verteilen oder Ausschüsse für deren Bearbeitung oder Vorbereitung einsetzen. 

4. Die Vorstandschaft beschließt mit einfacher Stimmenmehrheit. Der Vorstand ist 

beschlussfähig, wenn mindestens zwei Mitglieder anwesend sind oder schriftlich 

zustimmen. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. Beschlüsse des 

Vorstands werden in einem Sitzungsprotokoll niedergelegt und von mindestens einem 

vertretungsberechtigten Vorstandsmitglied unterzeichnet. 

Scheidet ein Vorstandsmitglied vor Ablauf seiner Wahlzeit aus, ist der Vorstand 

berechtigt, ein kommissarisches Vorstandsmitglied zu berufen. Auf diese Weise 

bestimmte Vorstandsmitglieder bleiben bis zur nächsten Mitgliederversammlung im 

Amt. 

5. Der Vorstand wird von § 181 BGB befreit. 

 



§ 11 Kassenprüfer 

Über die Jahresmitgliederversammlung sind zwei Kassenprüferinnen für die Dauer von 2 

Jahren zu wählen. Die Kassenprüferinnen haben die Aufgabe, Rechnungsbelege sowie deren 

ordnungsgemäße Verbuchung und die Mittelverwendung zu prüfen und dabei insbesondere 

die satzungsgemäße und steuerlich korrekte Mittelverwendung festzustellen. Die Prüfung 

erstreckt sich nicht auf die Zweckmäßigkeit der vom Vorstand getätigten Aufgaben. Die 

Kassenprüfer haben die Mitgliederversammlung über das Ergebnis der Kassenprüfung zu 

unterrichten. 

 

Berlin, 17.06.2018 


